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Schriftliche Anhörung des Innen- und Rechtsausschusses des Schleswig-
Holsteinischen Landtages zum Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Daten-
schutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/680 
Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 19/429 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben genannten Gesetzentwurf. 
 
Das Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein (ULD) ist in beson-
derer Weise von den in Rede stehenden Datenschutzregelungen betroffen, weil es als 
zuständige Aufsichtsbehörde prüfend und beratend für die Verantwortlichen tätig sein 
wird. Aus meiner Sicht muss das Umsetzungsgesetz sowohl den rechtlichen Anforderun-
gen genügen, die sich aus der Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung (EU) 
2016/679, DSGVO) und der JI-Richtlinie (Richtlinie (EU) 2016/680 für Justiz und Inneres) 
ergeben, als auch praxistauglich aus Anwendersicht sein. Dort, wo eine Anschlussfähig-
keit an die bisherigen rechtlichen Datenschutzregeln wie dem Landesdatenschutzgesetz 
(LDSG alte Fassung) besteht, sollte dies genutzt werden, um denjenigen, die sich bisher 
rechtskonform verhalten, den Übergang in das neue Datenschutz-Regime zu erleichtern. 
 
Dabei ist zu beachten, dass der öffentliche Bereich in Schleswig-Holstein, für den die Da-
tenschutznormen gelten werden, vielfach aus Mischverwaltungen besteht, die für einige 
Aufgaben den unmittelbar anzuwendenden Regeln der DSGVO unterliegen, für andere 
Aufgaben jedoch die in Landesrecht umzusetzende JI-Richtlinie einschlägig ist. Wie auch 
das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) führt der LDSG-E beide Anforderungen in einem 
Gesetzeswerk zusammen, das Konkretisierungen der DSGVO gemäß den Öffnungsklauseln 
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64 Unter diesen Umständen steht das in Art. 20 Abs. 2 B‑VG und in § 38 Abs. 2 
DSG 2000 vorgesehene Unterrichtungsrecht einer Einstufung der DSK als Stelle 
entgegen, deren Handlungen unter allen Umständen über jeden Verdacht der 
Parteilichkeit erhaben sind.“ 

 
Daraus ergibt sich, dass es die Unabhängigkeit auch verletzt, wenn die Regierung 
über das Recht verfügt, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung der Kon-
trollstelle zu informieren (Wolff, in Wolff/Schantz, Rn. 994). Ähnlich liegt die Sache 
hier, wo sich die Regierung des Landes das Recht verschaffen will, noch vor der Aus-
übung der Befugnisse des ULD Informationen über sämtliche aufsichtsbehördlichen 
Tätigkeiten zu erhalten. Dies gilt umso mehr, als der europäische Gesetzgeber die 
Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht beim Übergang von der Richtlinie 95/46/EG 
zur DSGVO stärken wollte.  
 
In der Gesetzesbegründung zu der Vorschrift werden zwei Gründe für die Änderung 
genannt: Zum einen soll die Aufsichtsbehörde in die Lage versetzt werden, rechtzei-
tig auf datenschutzrechtliche Bedenken zu reagieren, die möglicherweise in einer 
Vielzahl von Fällen relevant sind oder die spezifischen Gründe für bestimmte Rege-
lungen darzulegen. Zu diesem Argument ist nicht einsichtig, warum eine Benach-
richtigung der Aufsichtsbehörde zeitgleich mit der Ausübung der Befugnisse 
nicht ausreichen soll.  
 
Das zweite Argument lautet: „Eine Anhörung vor Erlass einer belastenden Maßnah-
me ist auch in anderen Rechtsbereichen wie insgesamt im Verwaltungsverfahren 
grundsätzlich üblich“. Dieses Argument verkennt oder verschleiert die tatsächlichen 
Verhältnisse. Wie oben dargelegt, hat das ULD bereits in der Vergangenheit die be-
troffene öffentliche Stelle immer ausführlich angehört, bis der Sachverhalt unstreitig 
war und alle rechtlichen Argumente ausgetauscht waren. Unter der Geltung der 
DSGVO wird die Ausübung der Abhilfebefugnisse auch gegenüber öffentlichen Stel-
len einen Verwaltungsakt darstellen. Selbstverständlich wird sich das ULD an gelten-
des Verfahrensrecht halten und die potenziellen Adressaten der Verwaltungs-
akte nach § 87 Landesverwaltungsgesetz anhören. Dem Gesetzentwurf geht es 
jedoch nicht um die Anhörung der betroffenen öffentlichen Stellen selbst, sondern 
um die Anhörung der jeweiligen Fach- oder Rechtsaufsichtsbehörden dieser Stellen. 
Dafür gibt es „insgesamt im Verwaltungsverfahren“ keine Vorbilder.  
 
Auch der von der Gesetzesbegründung zitierte § 16 Abs. 1 Satz 2-4 BDSG-neu taugt 
nicht als Rechtfertigung der Einschränkung der Abhilfebefugnisse. Zum einen be-
gegnet auch diese Regelung europarechtlichen Bedenken. Zum anderen ist die tat-
sächliche Lage im Bereich der öffentlichen Stellen des Bundes eine andere. Dort geht 
es regelmäßig um Verstöße oberster Bundesbehörden oder der diesen nachgeordne-
ten Bereiche. Einen großen Teil der Aufsichtstätigkeit des ULD macht jedoch der 
kommunale Bereich aus. Hier gehört die Rechtsaufsicht einer anderen juristischen 
Person an als die Stelle, die Adressatin der aufsichtsbehördlichen Maßnahme ist.  
 
Dass eine solche Einbeziehung eines nicht direkt beteiligten Rechtsträgers system-
widrig ist, zeigt auch der Blick auf § 20 Abs. 5 BDSG-neu. Die Vorschrift regelt, wer Be-
teiligter eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens über die Rechtmäßigkeit von auf-
sichtsbehördlichen Maßnahmen ist. Dies ist auf der einen Seite die mit den aufsichts-
behördlichen Maßnahmen nach Art. 58 Abs. 2 überzogene juristische Person als Klä-
gerin oder Antragstellerin und auf der anderen Seite die Aufsichtsbehörde als Be-
klagte oder Antragsgegnerin. Eine weitere Stelle, wie eine andere juristische Person, 
die die Rechts- oder Fachaufsicht führt, ist in dieser Konstellation nicht vorgesehen 
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„Erhebung beim Betroffenen 

(1) Personenbezogene Daten sind bei den Betroffenen mit ihrer Kenntnis zu erhe-
ben. Die Herkunft der Daten und der Zweck der Erhebung sind zu dokumentieren. 

(2) Ohne Kenntnis der Betroffenen dürfen personenbezogene Daten nur erhoben 
werden, wenn  

1. die Betroffenen darin eingewilligt haben, 

2. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt, 

3. die Abwehr erheblicher Nachteile für das Allgemeinwohl oder von Gefahren für 
Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder sonstiger schwerwiegender Beein-
trächtigungen der Rechte einzelner dies gebietet oder 

4. die Einholung der Einwilligung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand möglich wäre und offensichtlich ist, dass die Verarbeitung im Interesse der 
oder des Betroffenen liegt und sie oder er in Kenntnis des anderen Zwecks die 
Einwilligung erteilen würde.“ 

 
Durch die Aufnahme der Einwilligung in Nr. 1 soll das sog. „Once only“-Prinzip re-
alisiert werden, das z. B. bei dem Projekt Registermodernisierung des Nationalen 
Normenkontrollrates angestrebt wird. Dabei soll es auf Wunsch der Bürger möglich 
sein, bei bestimmten Verwaltungsleistungen zu veranlassen, dass vorhandene Daten 
aus anderen öffentlichen Quellen genutzt werden, um den Bürgern die wiederholte 
Vorlage solcher Unterlagen und Informationen zu ersparen, die bereits bei anderen 
Behörden vorhanden sind.  
 

14. Artikel 1 – LDSG-E: Datenschutz-Folgenabschätzung 

In Fällen, in denen die Verarbeitung der Daten auf einer Rechtsvorschrift beruht, er-
öffnet Art. 35 Abs. 10 DSGVO den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Durchführung 
einer Datenschutz-Folgenabschätzung auch für den Fall anzuordnen, dass bereits im 
Rahmen der allgemeinen Folgenabschätzung im Zusammenhang mit dem Erlass 
dieser Rechtsgrundlage eine Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgte. Von dieser 
Öffnungsklausel sollte Gebrauch gemacht werden. Die Folgenabschätzung im 
Rahmen der Gesetzgebung bewegt sich auf einem anderen Abstraktionsniveau 
als eine Folgenabschätzung bei der konkreten Konzeption und Implementie-
rung eines Verfahrens in dem bei dem Verantwortlichen vorhandenen technisch-
organisatorischen Umfeld. Während z. B. bei der ersten abstrakt die Einführung von 
technisch-organisatorischen Maßnahmen wie Pseudonymisierung gefordert werden 
kann, muss bei der konkreten Konzeption und Implementierung im Wege der Fol-
genabschätzung überprüft werden, ob die ausgewählten Verfahren und Algorith-
men einen hinreichenden Schutz bieten und ob weitere Risiken eingedämmt werden 
müssen, die aus der Auswahl der Verfahren und Algorithmen oder der Interaktion mit 
dem konkreten Umfeld entstehen können. Die konkrete Datenschutz-Folgen-
abschätzung wird in solchen Fällen auf der bereits durchgeführten Folgenabschät-
zung im Rahmen der Gesetzgebung basieren.  
 
Daher wird die Einführung eines weiteren Paragrafen nach dem bisherigen § 7 LDSG-
E vorgeschlagen, der folgenden Wortlaut hat:  
 

„Eine Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 der Verordnung (EU) 2016/679 
ist im Hinblick auf die Verarbeitungstätigkeit auch durchzuführen, falls die Verarbei-
tung auf einer gesetzlichen Grundlage beruht und bereits im Rahmen der allgemei-
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nen Folgenabschätzung im Zusammenhang mit dem Erlass dieser Rechtsnorm eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgte.“ 

 

15. Artikel 1 – § 7 LDSG-E: Automatisierte Verfahren 

Es ist zu begrüßen, dass in den Gesetzentwurf die bewährten Vorschriften des § 5 
Abs. 2 und Abs. 3 LDSG übernommen wurden, die die Freigabe von automatisierten 
Verfahren vorschreiben und der Landesregierung dazu eine Verordnungsermächti-
gung zur Regelungen der Einzelheiten bereitstellen.  
 
Allerdings fehlt in § 7 Abs. 1 LDSG-E die Verpflichtung, die automatisierten Ver-
fahren vor der Freigabe zu testen, so wie dies im geltenden Recht in § 13 Abs. 2 
LDSG vorgeschrieben ist. Ohne Durchführung eines Tests der Funktionsfähigkeit des 
automatisierten Verfahrens vor der Freigabe verfehlt diese aber ihren Sinn. Es soll ja 
mit der Freigabe gerade manifestiert werden, dass das Verfahren fehlerlos läuft und 
daher in den Echtbetrieb übernommen werden kann. Dies lässt sich ohne Test nicht 
bewerkstelligen. Daher sollte in Abs. 1 nach dem Wort „Datenverarbeitung“ einge-
fügt werden: „zu testen und“.  
 
§ 7 Abs. 4 LDSG-E bedarf einer Änderung, um die Verantwortlichkeit der beteilig-
ten Stellen an die Kriterien des EU-Rechts anzupassen. Anders als das bisherige 
nationale Datenschutzrecht stellt das EU-Recht in Art. 26 Abs. 1 DSGVO für eine ge-
meinsame Verantwortlichkeit nicht darauf ab, ob gemeinsam personenbezogene Da-
ten verarbeitet werden, sondern ob gemeinsam die Zwecke und Mittel der Daten-
verarbeitung festgelegt werden. Faktisch ist dies bereits gegenwärtig Kriterium für 
viele gemeinsame Verfahren, etwa im Bereich der Justiz. Hier ist das Justizministeri-
um zwar nicht an einer gemeinsamen operativen Verarbeitung personenbezogener 
Daten beteiligt, legt aber gemeinsam mit den operativ tätigen Stellen die Zwecke 
und Mittel der Datenverarbeitung fest, indem Hardware, Software und Dienstleis-
tungen beauftragt bzw. beschafft und für die Stellen der Justiz bereitgestellt werden. 
 
Dementsprechend sollte § 7 Abs. 4 LDSG-E wie folgt geändert werden (Änderungen 
fett hervorgehoben): 
 

„Für automatisierte Verfahren, bei denen mehrere Verantwortliche gemeinsam 
die Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung festlegen, kann die zuständige 
oberste Landesbehörde durch Verordnung Regelungen im Sinne von Artikel 26 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 festlegen und eine zentrale Stelle bestimmen, 
der die Verantwortung für die Gewährleistung der Ordnungsmäßigkeit des auto-
matisierten Verfahrens übertragen wird.“ 

 

16. Artikel 1 – § 8 LDSG-E: Beschränkung der Informationspflicht  

Die Vorschrift enthält Beschränkungen der Informationspflicht nach Art. 13 Abs. 3 
oder Art. 14 DSGVO, basierend auf Art. 23 DSGVO. Namentlich die Beschränkung in 
Abs. 1 Nr. 1 erscheint sehr weitgehend; das Abstellen auf die ordnungsgemäße Er-
füllung der in der Zuständigkeit der jeweiligen Stellen liegenden Aufgaben könn-
te dahingehend missverstanden werden, dass die Beschränkung der Informations-
pflicht bereits dann greifen kann, wenn die Erteilung der Information einen gewissen 
Aufwand erfordert. Es wird daher angeregt, die Nr. 1 zu streichen; dies entspricht 
auch der Regelung in § 10 LDSG-E Brandenburg (dortige LT-Drs. 6/7365). 
 
In jedem Fall ist zu berücksichtigen, dass die in § 8 Abs. 1 Nr. 2 LDSG-E genannten 
Aspekte der öffentlichen Sicherheit bereits durch § 8 Abs. 1 Nr. 1 LDSG-E abgedeckt 
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werden, denn der dort in Bezug genommene Art. 23 Abs. 1 Buchstabe c) DSGVO be-
zieht sich bereits auf die öffentliche Sicherheit. 
 

17. Artikel 1 – § 9 LDSG-E: Beschränkung der Auskunftspflicht 

In Absatz 2 der Vorschrift wird die grundsätzlich nach der DSGVO bestehende Aus-
kunftspflicht ausgeschlossen, wenn die Daten ausschließlich zu Zwecken der Da-
tensicherung und der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden und die Verarbei-
tung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und organisatorische Maß-
nahmen ausgeschlossen ist. 
 
Diese Vorschrift begegnet Bedenken im Hinblick auf die Reichweite des Ausschlusses 
des grundrechtlich garantierten Auskunftsrechts. Weiterhin ergeben sich terminolo-
gische Unklarheiten. So ist z. B. nicht klar, was Daten sein sollen, die nur zum Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden. Obwohl der Begriff auch im geltenden 
BDSG verwendet wird, findet sich einschlägigen Kommentaren keine Erläuterung da-
zu. Weiterhin steht der in der Vorschrift beschriebene Ausschluss der Verarbeitung zu 
anderen Zwecken durch technische und organisatorische Maßnahmen in einem 
Spannungsverhältnis zu der von der DSGVO definierten Einschränkung der Verarbei-
tung. In der Regel wäre davon auszugehen, dass im Falle einer Einschränkung der 
Verarbeitung entsprechende technische und organisatorische Maßnahmen getroffen 
werden, um die Einschränkung durchzusetzen. Es ist nicht klar, wie umgekehrt tech-
nisch-organisatorische Maßnahmen von sich aus zu einer Einschränkung der Verar-
beitung führen sollten. 
 
In Abs. 2 wird außerdem eine andere Formulierung verwendet als in Abs. 1. Während 
es in Abs. 1 heißt: „das Recht auf Auskunft besteht nicht“, verwendet Abs. 2 die For-
mulierung: „Die betroffene Person kann keine Auskunft verlangen“. Es wird angeregt, 
einheitliche Formulierungen zu verwenden, wenn die gleiche Regelung (Auskunft 
wird nicht erteilt) beabsichtigt ist. 
 

18. Artikel 1 – § 12 LDSG-E: Verarbeitung besonderer Kategorien personen 
bezogener Daten 

Im LDSG-E fehlt es an einer eigenständigen allgemeinen Erlaubnis zur Verarbei-
tung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 (im Folgenden: „sensibler Daten“) wie sie z. B. in § 22 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) BDSG-neu enthalten ist. Dagegen schreibt § 12 Abs. 1 LDSG-
E nur vor, dass spezielle technisch-organisatorische Maßnahmen dann einzusetzen, 
wenn sensible Daten auf der Grundlage des 2. Abschnitts des LDSG-E, also aller Vor-
schriften zur Umsetzung der DSGVO, verarbeitet werden. 
 
Nach hiesiger Auffassung führt dies zu zwei Konsequenzen: 
 
1. Es fehlt an einer allgemeinen Befugnis zur Verarbeitung sensibler Daten. Diese 

dürfen also nur dann verarbeitet werden, wenn dies in Abschnitt 2, Unter-
abschnitt 3 des LDSG-E zu den dort genannten speziellen Zwecken oder durch 
bereichsspezifische Vorschriften erlaubt ist.  
 
Dagegen ist es aus Sicht des ULD von Vorteil, eine allgemeine Norm zu haben, 
die die Verarbeitung sensibler Daten zulässt. Zwar werden in aller Regel spezielle 
Regelungen zur Verfügung stehen. Allerdings kommen erfahrungsgemäß immer 
wieder besonders gelagerte Fälle vor, die nur mit einer allgemeinen Norm zu lö-
sen sind. 
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Darüber hinaus entspricht die hier vorgenommene Legaldefinition des Begriffs 
„Anonymisierung“ nicht den Vorgaben der DSGVO und der JI-Richtlinie. Denn in 
Erwägungsgrund 26 der DSGVO bzw. gleichlautend in Erwägungsgrund 21 der JI-
Richtlinie findet sich die Aussage:  
 

„Die Grundsätze des Datenschutzes sollten daher nicht für anonyme Informationen 
gelten, d. h. für Informationen, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizier-
bare natürliche Person beziehen, oder personenbezogene Daten, die in einer Weise 
anonymisiert worden sind, dass die betroffene Person nicht oder nicht mehr identi-
fiziert werden kann.“ 

 
Dabei handelt es sich um eine absolute Definition der Anonymisierung, die eben 
nicht eine Einschränkung („nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an 
Zeit, Kosten und Arbeitskraft“) bezüglich der Zuordenbarkeit enthält. Daher sollte ei-
ne abweichende Definition auch nicht in das LDSG aufgenommen werden. Anderen-
falls spricht viel für einen Verstoß des LDSG gegen EU-Recht.  
 
Daher sollte § 13 Abs. 2 Satz 1 wie folgt gefasst werden:  
 

„Zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen 
Zwecken verarbeitete sind so zu verändern, dass die Einzelangaben über persönli-
che oder sachliche Verhältnisse nicht mehr einer bestimmten oder bestimmbaren 
natürlichen Person zugeordnet werden können (Anonymisierung), sobald dies 
nach dem Forschungs- oder Statistikzweck möglich ist, es sei denn, berechtigte In-
teressen der betroffenen Person stehen dem entgegen.“ 

 

20. Artikel 1 – § 15 Datenverarbeitung im Beschäftigungszusammenhang 

Absatz 2 der Vorschrift regelt, dass Daten von Beschäftigten, die im Rahmen der 
Durchführung technischer und organisatorischer Maßnahmen zur Datensicherheit 
verarbeitet oder in einem automatisierten Verfahren gewonnen werden, nicht zu 
Zwecken der Verhaltens- oder Leistungskontrolle ausgewertet werden dürfen. Dies 
entspricht der bisherigen Rechtslage nach § 23 Abs. 2 LDSG. Allerdings enthält die 
Vorschrift nun einen neuen Satz 2, welcher lautet:  
 

„Dies gilt im Bereich der justiziellen Tätigkeit nicht für die Auswertung von Akten 
zum Zweck der Dienstaufsicht, der dienstlichen Beurteilung und der Erteilung von 
Dienstzeugnissen.“ 

 
In der Begründung finden sich dazu die folgenden Bemerkungen:  
 

„Satz 2 ermöglicht die Auswertung von Akten für dienstliche Zwecke, um etwa 
auch bei elektronischer Aktenführung die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung 
von Gerichten im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit weiterhin beobachten und 
gewährleisten zu können. Bei der Umstellung auf eine elektronische Aktenführung 
wird für die dienstliche Beurteilung von Richterinnen und Richtern eine Verwertung 
elektronischer Akten erforderlich sein. Auch die Möglichkeit der Verwertung auto-
matisch generierter Verfahrenszahlen erscheint für diese Zwecke unverzichtbar.“ 

 
Diese Ausführungen überraschen, denn die Regelung in § 15 Abs. 2 LDSG-E bezieht 
sich ausschließlich auf Daten, die im Rahmen technisch-organisatorischer Maß-
nahmen verarbeitet werden oder anfallen, wie z. B. Protokolldaten.  
 



- 17 - 
 
 

 

Die in der Begründung angesprochenen automatisch generierten Verfahrenszahlen 
über erledigte oder offene Fälle werden nicht für technisch-organisatorische Maß-
nahmen verarbeitet. Abs. 2 Satz 1 der Vorschrift sperrt daher keineswegs die vorge-
sehene Auswertung solcher Verfahrenszahlen. Daher sollte der vorgesehene Satz 2 
gestrichen werden.  
 
Um deutlicher zu machen, dass mit dieser Vorschrift nur solche Daten erfasst werden, 
die im Rahmen von technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Datensi-
cherheit verarbeitet werden, können auch in Absatz 2 Satz 1 die Wörter „oder in ei-
nem automatisierten Verfahren gewonnen werden“ gestrichen werden. 
 

21. Artikel 1 – Abschnitt 3 LDSG-E: Bestimmungen für Verarbeitungen zu Zwecken 
gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 

Das ULD begrüßt, dass Regelungen zur Umsetzung der JI-Richtlinie im LDSG-E ge-
troffen werden. Solche einheitlichen Vorgaben fördern gemeinsame Standards für 
die öffentlichen Stellen in Schleswig-Holstein bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten. 
 

22. Artikel 1 – § 21 Nr. 17 und § 27 LDSG-E: Einwilligung 

Die Einwilligung ist in der JI-Richtlinie nicht als eigenständige Rechtsgrundlage für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten vorgesehen. Sie wird lediglich in zwei 
Erwägungsgründen (35 und 37) erwähnt. Auch dort ist sie nicht als eigenständige 
Grundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten gemeint. Ausdrücklich 
besagt Erwägungsgrund 35:  
 

„In einem solchen Fall sollte die Einwilligung der betroffenen Person im Sinne der 
Verordnung (EU) 2016/679 keine rechtliche Grundlage für die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden darstellen.“  

 
Vielmehr nimmt Erwägungsgrund 35 Regelungskonstrukte in den Blick, die durch 
Gesetz eine bestimmte Datenverarbeitung erlauben und hier zusätzlich die Einwilli-
gung der betroffenen Personen vorsehen. Gedacht ist etwa an die Regelungen in der 
StPO über die Durchführung von DNA-Analysen. Hier ist die Einwilligung der Be-
troffenen Voraussetzung dafür, dass eine gerichtliche Anordnung entfallen kann. Die 
Einwilligung ist damit nicht Zulässigkeitsvoraussetzung der DNA-Analyse, sondern 
ermöglicht lediglich Verfahrenserleichterungen.  
 
Streng genommen handelt es sich bei dieser „Einwilligung“ nicht um eine Einwilli-
gung im Sinne des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a DSGVO, da sie nicht Rechtsgrundlage für 
die Datenverarbeitung ist. Es wird daher empfohlen, dies schon begrifflich deutlich 
zu machen und anstelle der Einwilligung in § 27 LDSG-E den Begriff „Zustim-
mung“ zu verwenden. Den Begriff „zustimmen“ verwendet auch die JI-Richtlinie in 
Erwägungsgrund 35. 
 

23. Artikel 1 – § 23 Abs. 2 LDSG-E: Zweckidentität 

Die Regelung in Abs. 2 über Verarbeitungszwecke, die keine Zweckänderung darstel-
len, passt systematisch besser zur Zweckänderungsregelung des § 25 LDSG-E. Sie 
sollte daher als Abs. 2 zu § 25 LDSG-E aufgenommen werden. 
 
In § 23 Abs. 2 LDSG-E werden als zum Zweck der eigentlichen Verarbeitung gehö-
rend auch die Verarbeitung zur Durchführung von Organisationsuntersuchun-
gen und zur Prüfung und Wartung von automatisierten Verfahren definiert. Anders 
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Stelle keine Kongruenz zwischen Abschnitt 2 und Abschnitt 3 besteht. Denn eine 
entsprechende Regelung fehlt im Abschnitt 2. Damit entspricht Abschnitt 2 der 
Rechtslage im bisherigen LDSG Schleswig-Holstein, und Abschnitt 3 entspricht der 
Rechtslage im Bund. Das LDSG Schleswig-Holstein verzichtet seit der Novellierung im 
Jahr 2000 auf das Datengeheimnis, da aufgrund der Verschwiegenheitspflichten von 
Beamtinnen und Beamten sowie Beschäftigten im öffentlichen Dienst und der Ver-
pflichtung anderer Personen nach dem Verpflichtungsgesetz kein Bedarf für eine zu-
sätzliche Verpflichtung auf das Datengeheimnis gesehen wird.  
 
Zur Aufrechterhaltung einheitlicher Standards in Schleswig-Holstein sollte eine 
gleichartige Regelung für den Bereich der DSGVO (Abschnitt 2) und den Bereich der 
JI-Richtlinie (Abschnitt 3) getroffen werden. Beide Lösungen sind dabei möglich. Ei-
ner Streichung des § 29 LDSG-E stehen aus hiesiger Sicht keine Bedenken entgegen. 
 

27. Artikel 1 – § 2 Abs. 2, § 8 Abs. 4, § 36, § 60 Abs. 1 und § 61 Abs. 2 LDSG-E:  
„justizielle Tätigkeit“ 

Bei dem Begriff der justiziellen Tätigkeit handelt es sich um einen europarechtlichen 
Begriff, der im deutschen Recht bislang in dieser Form nicht verwendet wurde. Ein-
geführt im deutschen Recht ist bislang lediglich der ebenfalls europarechtliche Be-
griff der justiziellen Zusammenarbeit in der EU. Da mit dem Begriff der justiziellen Tä-
tigkeit vorliegend rein nationale Sachverhalte geregelt werden, kommt es auf eine 
EU-weite Einheitlichkeit des Begriffs hier nicht an. Wichtiger ist vielmehr, dass der 
Begriff den Anforderungen an die Normenklarheit und Bestimmtheit genügt. Hierfür 
eignen sich Begriffe aus dem nationalen Recht in der Regel besser als solche aus dem 
EU-Recht. Begriffe aus dem EU-Recht bilden die gemeinsame Schnittmenge aller 
Mitgliedstaaten ab, was naturgemäß eine gewisse Unschärfe erfordert. Dies trifft 
auch auf den Begriff der justiziellen Tätigkeit zu. Klarer ist dagegen der Begriff der 
richterlichen Unabhängigkeit, der seine Grundlage in Art. 97 GG findet. Er wird zu-
dem seit Jahren im LDSG verwendet, um die Kontrollbefugnisse des Unabhän-
gigen Landeszentrums für Datenschutz abzugrenzen. 
 
Sofern der Begriff der justiziellen Tätigkeit im Gesetz beibehalten wird, sollte zumin-
dest in der Begründung klargestellt werden, dass damit Tätigkeiten in richter-
licher Unabhängigkeit gemeint ist. Diese Lösung wurde in Hessen gewählt. Der 
Entwurfstext für das Gesetz (LT-Drs. 19/5728) verwendet, z. B. in § 13 Abs. 5 HDSIG-E, 
den europarechtlichen Begriff der „justiziellen Tätigkeit“ und in der Begründung wird 
dieser Begriff wie folgt erläutert (z. B. Begründung zu § 13 Abs. 5 HDSIG, LT-Drs. 
19/5728, S. 104): 
 

„Soweit in Abs. 5 von einem Handeln der Gerichte in justizieller Tätigkeit die Rede 
ist, ist dies als Tätigwerden in richterlicher Unabhängigkeit zu verstehen.“ 

 
Zudem sollte geregelt werden, durch wen die Aufsicht im Bereich der „justiziel-
len Tätigkeit“ ausgeübt wird. Erwägungsgrund 20 der DSGVO führt zur Aufsicht in 
diesem Bereich Folgendes aus: 
 

„Damit die Unabhängigkeit der Justiz bei der Ausübung ihrer gerichtlichen Aufga-
ben einschließlich ihrer Beschlussfassung unangetastet bleibt, sollten die Aufsichts-
behörden nicht für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Gerichte 
im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit zuständig sein. Mit der Aufsicht über diese 
Datenverarbeitungsvorgänge sollten besondere Stellen im Justizsystem des 
Mitgliedstaats betraut werden können, die insbesondere die Einhaltung der Vor-
schriften der Verordnung sicherstellen, Richter und Staatsanwälte besser für ihre 
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Pflichten aus dieser Verordnung sensibilisieren und Beschwerden in Bezug auf der-
artige Datenverarbeitungsvorgänge bearbeiten sollten.“ 

 
Eine Aufsicht über die Datenverarbeitung im Bereich der justiziellen Tätigkeit 
ist also durchaus von der DSGVO vorgesehen, allerdings nicht durch eine Auf-
sichtsbehörde, sondern durch eine justizeigene Aufsicht, die die richterliche Unab-
hängigkeit wahrt. Die Erfahrungen des ULD zeigen, dass es einen Bedarf für eine 
Aufsicht gibt. Das ULD erreicht regelmäßig eine Vielzahl von Beschwerden, die nicht 
angenommen werden können, da sie Datenverarbeitungen in richterlicher Unab-
hängigkeit betreffen. Den Beschwerdeführern ist es in diesen Fällen nur schwer ver-
mittelbar, dass es für ihre Anliegen keine Möglichkeit der datenschutzrechtlichen 
Überprüfung gibt. 
 

28. Artikel 1 – Spezifische Regelungen für automatisierte Verfahren 

In § 7 LDSG-E sind spezifische Regelungen für automatisierte Verfahren aufgenom-
men worden (Test und Freigabe, Verordnungsermächtigung für Regelungen zur ord-
nungsgemäßen Datenverarbeitung, Einrichtung gemeinsamer Verfahren und Abruf-
verfahren). Sie entsprechen der geltenden Rechtslage im LDSG, die bislang für alle 
öffentlichen Stellen gilt. Um diesen einheitlichen Standard auch künftig aufrecht-
zuerhalten, sollte die Regelung des § 7 Abs. 1-3 LDSG-E auch im Abschnitt 3 aufge-
nommen werden. Die Übernahme von § 7 Abs. 4 LDSG-E ist nicht erforderlich, da 
§ 39 Satz 5 LDSG-E bereits eine entsprechende Regelung trifft. Alternativ kann § 39 
Satz 5 LDSG-E gestrichen und § 7 Abs. 4 LDSG-E in diesen Abschnitt 3 übernommen 
werden. Als Standort bietet es sich an, diese Regelung als neuen § 41 hinter den 
Regelungen über Gemeinsam Verantwortliche (§ 39) und Anforderungen an die Si-
cherheit der Datenverarbeitung (§ 40) aufzunehmen. 
 

29. Artikel 1 – § 40 LDSG-E: Begriffe „Gefahr“ und „betroffene Person“ 

Im Zusammenhang mit der Gewährleistung des Datenschutzes durch technische 
und organisatorische Maßnahmen verwendet der Gesetzentwurf nicht durchgängig 
dieselben Begriffe. So spricht der Entwurf in den §§ 40 ff. an einigen Stellen von ei-
nem Risiko der Datenverarbeitung für Rechtsgüter von Personen. An anderen Stellen 
ist die Rede von Gefahren oder erheblichen Gefahren.  
 
Die JI-Richtlinie verwendet hingegen durchgängig den Begriff des Risikos. Dies ist 
auch sachgerecht, da alle erdenklichen Risiken der Datenverarbeitung, auch solche 
mit sehr geringer Eintrittswahrscheinlich zu betrachten und in eine Risikoabwägung 
einzustellen sind. Diese Betrachtung von vornherein auf Gefahren im Sinne des 
Polizei- und Ordnungsrechts – was die Verwendung des Begriffs der „Gefahr“ 
im Gesetzentwurf nahelegt – zu beschränken, würde den Sinn der JI-Richtlinie 
verfehlen. 
 
Zudem beschränkt der Gesetzentwurf die Betrachtung der Risiken/Gefahren oftmals 
auf die Rechtsgüter der betroffenen Personen. Die JI-Richtlinie geht hingegen 
darüber hinaus. Danach sind die Rechtsgüter aller natürlichen Personen einzube-
ziehen, unabhängig davon, ob Daten zu ihrer Person verarbeitet werden. Auf diese 
Weise können beispielsweise auch Risiken der Diskriminierung von Personen o-
der Personengruppen berücksichtigt werden. 
 
Um das LDSG an die Vorgaben der JI-Richtlinie anzupassen, ist es erforderlich, 
durchgängig statt des Begriffs der „Gefahr“ den des Risikos und anstelle des 
Begriffs der „betroffenen Person(en)“ den Begriff der „natürlichen Person(en)“ 
zu verwenden. 
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